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Der Bundespräsident

mischt sich in einem

Video in den Wahl-
kampf ein. 3

Ueli Maurer
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Auch wenn es noch ein weiter Weg ist,

bis der Mord am siebenjährigen Kna-

ben im Basler Gotthelfquartier juris-

tisch aufgearbeitet ist, zeigen sich nun

doch schon klare Konturen: Die Tat

wurde nicht von einer gänzlich ver-

wirrten Person begangen, die sich in

einem schizophrenen Schub an einem

wehrlosen Kind verging. Vielmehr

handelt es sich um die Tat einer Frau,

die sich seit Jahren in einem patholo-

gischen Wahn und im Kampf gegen

die Obrigkeit befindet.

Die Frau ist seit über 15 Jahren psy-

chiatrisch begutachtet. Es ist bekannt,

dass sie Drohungen ausgesprochen

hat, es ist attestiert, dass sich ihr

Krankheitsbild verschlimmert hat.

Aussicht auf Heilung besteht nach

Ansicht der Psychiater keine. Welche

Verantwortung tragen also die Gut-

achter für die Bluttat? War es zulässig,

dass sich die Frau weiterhin frei in der

Öffentlichkeit bewegen konnte?

Jede Antwort auf diese Fragen wäre ei-

ne falsche. Unzulässig wären vor allem

all jene Reflexe, mit denen die Verant-

wortung jenen Psychiatern zugescho-

ben würde, die einschätzen mussten,

wie ernst die Drohungen zu nehmen

sind. Und die sich nicht ausmalen

konnten, wie gezielt sich die Seniorin

ein Kind zum Opfer machte. Dass am

Ende des Verfahrens die Frage der Ver-

antwortung gestellt werden muss, ist

klar. Wer sie jedoch schon jetzt zu be-

antworten sucht, der will keine Verant-

wortlichen, er will allein Schuldige.

Doch dies würde dem sinnlos gestorbe-

nen Knaben nicht gerecht.

Kommentar

Keine voreiligen
Schlüsse, bitte

Christian Mensch
christian.mensch
@chmedia.ch

Die 75-jährige Frau, die im März im

Basler Gotthelfquartier einen Primar-

schüler tötete, hat nach gegenwärti-

gem Erkenntnisstand dem Opfer das

Leben «als blosses Mittel zum Zweck

genommen, um dadurch auf ihre per-

sönliche Situation aufmerksam zu ma-

chen». Diese Feststellung hat das Bas-

ler Appellationsgericht in einem der

bz vorliegenden Urteil getroffen.

Aufgrund von SMS-Entwürfen, die

sie am Vortag verfasst hatte, sei er-

kennbar, dass sich die Tat gezielt ge-

gen ein Kind richtete. Es war physisch

nicht in der Lage, sich zur Wehr zu set-

zen, aber doch in einem Alter, um oh-

ne Begleitung von Erwachsenen den

Schulweg zu nehmen. Die Frau habe

ihm «keine Möglichkeit gegeben, die

Gefahr zu erkennen und zu flüchten».

Seit 2003 unter
psychiatrischer Begutachtung

Aufgrund von Aussagen in Verneh-

mungen, die im Entscheid wiederge-

geben sind, hat die Frau das Opfer zu-

fällig gewählt. Das Kind war ihr unbe-

kannt. Es gibt auch keinen Hinweis,

dass sie es auf sein fremdländisches

Aussehen abgesehen hatte. Das Opfer

ist ein kosovarischer Knabe, was zur

voreiligen Anschuldigung eines Basler

Imams geführt hat, bei der Tat handle

es sich um Terror, den er in den kon-

kreten Kontext rassistisch begründe-

ter Terroranschläge stellte.

Die Frau hatte die Behörden seit 35

Jahren mit Beschwerden, Anzeigen

und Drohungen eingedeckt. Seit gut

15 Jahren wird sie regelmässig psychia-

trisch begutachtet. Die wiederholt

festgestellte Diagnose lautet auf eine

anhaltende wahnhafte Störung. Be-

reits 2003 wurde sie von einem Gut-

achter als vollständig unzurechnungs-

fähig bezeichnet. Die neuste Begut-

achtung, die im Rahmen eines Straf-

verfahrens erstellt wurde, stammt aus

dem Jahr 2016. Die Störung sei kaum

behandelbar, zeige zunehmende Ver-

schlimmerung und biete eine schlech-

te Prognose. Kommentar rechts 6

Die Kindsmörderin
handelte vorsätzlich
Die Tötung des 7-jährigen Knaben in Basel hat kein fremdenfeindliches Motiv.

Christian Mensch

Trockenheit Waldverbände auf natio-

naler wie kantonaler Ebene schlagen

Alarm: Der Wald leidet unter der

wiederholten Trockenheit. Tausend-

fach sterben Bäume. «Die Situation ist

dramatisch», findet auch die Reina-

cher CVP-Landrätin Béatrix von Sury.

Sie fordert deshalb, dass der Kanton

Baselland die Waldbesitzer stärker

finanziell unterstützt. Denn alleine

könnten sie die Herausforderung

nicht bewältigen. So müssen derzeit

nicht nur Bäume gefällt werden. Es

geht auch darum, Bäume anzupflan-

zen, die dem Klimawandel trotzen.

Das kostet nicht nur viel Zeit, sondern

noch mehr Geld. Die Neuaufforstung

dürfte Millionen kosten, schätzt

Philipp Schoch, Präsident des Wald-

verbands beider Basel. Bis heute aber

seien vom Kanton Baselland kaum

Signale gekommen, dass der Ernst der

Lage erkannt sei. Das aber hat sich

nun geändert. (dba) 19

Die Wälder leiden:
Baselland will mehr in
Aufforstung investieren

Gempen Der Unfall zwischen Dornach

und Gempen von Mitte Juni schockierte.

Ein Mann erfasste auf Probefahrt in ei-

nem McLaren bei einem riskanten

Überholmanöver in einer Kurve einen

korrekt entgegenkommenden Velofah-

rer. Dieser wurde schwer verletzt. Nun

hat die Solothurner Regierung auf einen

Vorstoss des Dornacher Kantonsrats

Daniel Urech (Grüne) geantwortet. Bis

2016 wies die Kurve eine Sicherheitslinie

auf, die auf Bitten von Postauto Schweiz

aber in eine unterbrochene Linie geän-

dert wurde. Die Regierung verurteilt die

«rücksichtslose Fahrweise», sieht je-

doch keinen Handlungsbedarf, was

Urech kritisiert. (bz) 19

Unfall mit Radfahrer:
Kein Handlungsbedarf

Bundesanwalt Heute geht es um die

Zukunft von Bundesanwalt Michael

Lauber. Er steht wegen eines unge-

klärten Treffens mit Fifa-Boss Gianni

Infantino in der Kritik. Die Gerichts-

kommission wird entscheiden, ob sie

der Bundesversammlung den Chefan-

kläger zur Wiederwahl empfiehlt oder

nicht. Die Grüne Sibel Arslan wird ei-

nen Antrag auf Nichtwiederwahl stel-

len. Allerdings sind die juristischen

Hürden für solch eine Nicht-Empfeh-

lung sehr hoch. Die Wahl findet im

September statt. Glaubt man den öf-

fentlichen Verlautbarungen von Politi-

kern, sind Laubers Wahlchancen im

Parlament eher gering. (dk) 4

Antrag auf
Nichtwiederwahl

Basel Die Baustelle entlang der Gun-

deldingerstrasse und der Reinacher-

strasse dauert drei Jahre. In dieser Zeit

werden die Pendler nur im Schritttem-

po durchs Gundeli fahren können.

Christophe Haller, Präsident des TCS

beider Basel, ärgert sich: «Ginge das

wirklich nicht schneller?», fragt er. Er

zweifelt, dass die Bauunternehmer

mit grösstem Effort am Werk seien,

und fordert ein Bonus-Malus-System.

Schnelle Bauunternehmer könnten

somit belohnt werden. (lsi) 21

TCS ärgert sich über
Stau im Gundeli

Kimme, Korn – und Schluss: Anfang der Neunzigerjahre verabschiedete sich Regis-
seur und Schauspieler Clint Eastwood vom Spaghetti-Western. Die Retrospektive
im Stadtkino Basel zeigt, worauf er sein Augenmerk heute legt. 18 Bild: © Cinémathèque suisse

Mehr als ein Revolverheld

Der Schweizer

Meister verpasst

die Champions
League. 36

Young Boys
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Spätestens Ende Juli ist das Pro-

blem in der Region offensichtlich

geworden: Der Muttenzer Hard-

wald musste gesperrt werden. Zu

viele instabile Bäume gefährden

die Sicherheit von Spaziergän-

gern, Reitern oder Velofahrern.

Die wiederholte Trockenheit hat

ihnen zugesetzt. Gerade Buchen

kommen mit den klimatischen

Veränderungen schlecht zurecht.

Äste sind abgestorben, oder die

Bäume sind gleich ganz einge-

gangen. «Die Situation unseres

Waldes ist dramatisch», sagt

die Reinacher CVP-Landrätin

Béatrix von Sury.

Hektarweise müssen Bäume

gefällt werden – zwangsgenutzt,

weil auch viele wegen der extre-

men Wetterbedingungen für den

Borkenkäfer ein leichtes Opfer

geworden sind. Die lichten Flä-

chen müssen wieder aufgeforstet

werden. Dabei werden die Wäl-

der kontinuierlich umgestaltet.

Gefragt sind trockenresistente

Baumarten wie Edelkastanie,

Winterlinde oder Kirsche. Das

alles kostet viel Zeit und noch

mehr Geld. Geld, das viele Wald-

besitzer nicht haben, da notabe-

ne auch noch die Holzpreise ein-

gebrochen sind. Davon betroffen

sind im Baselbiet meist die Bür-

gergemeinden.

Bisher zahlte Kanton nur
einen «marginalen Zustupf»

Deshalb soll nun der Staat hel-

fen. Morgen Donnerstag will

von Sury im Landrat eine ent-

sprechende Motion einreichen.

Die Regierung solle den Wald-

besitzern für die Wiederherstel-

lung und Pflege finanzielle Un-

terstützung leisten. «Es kann

nicht sein, dass unser Wald mit

einem Flächenanteil von

40 Prozent der Kantonsfläche in

der Politik nur eine Nebenrolle

spielt und nur einen marginalen

Zustupf vom Kanton erhält»,

findet von Sury. «Unser Wald

muss uns das wert sein.»

Unterstützung erhält die

CVP-Politikerin von Philipp

Schoch. «Wir müssen unsere

Wälder retten», sagt der Präsi-

dent des Waldverbands beider

Basel und ehemalige Grünen-

Landratspräsident. Die Neuauf-

forstung aber koste viele Millio-

nen. Das könne nicht nur an den

Waldbesitzern hängen bleiben;

sämtliche politischen Ebenen

müssten helfen. Immerhin sei

der Wald als Naherholungsgebiet

bei allen Gesellschaftsschichten

sehr beliebt. Der Waldverband

aber mache sich Sorgen: «Vom

Kanton sind bisher kaum Signale

gekommen», sagt Schoch. «Es

braucht ein klares Statement.»

Auch der Schweizer Wald-

verband beobachtet die Entwick-

lung «mit grosser Besorgnis und

einer gewissen Ohnmacht». Der

Bund habe zwar Hilfsgelder be-

reitgestellt, diese aber reichten

vielleicht nicht mehr aus, sagt

Sprecher Urs Wehrli. Für weitere

Subventionen brauche es die Un-

terstützung der Kantone. Bisher

leisteten aber erst einzelne Hilfe.

Der Vorstoss rennt
offene Türen ein

Das Problem ist auch beim Kan-

ton Baselland erkannt. Eine Kos-

tenschätzung sei derzeit aber un-

seriös, stellt Ueli Meier klar. Der

Leiter des Amts für Wald beider

Basel ist sich aber auch bewusst,

dass gerade in Naherholungsge-

bieten die Waldbesitzer erwarte-

ten, dass sich die Öffentlichkeit

an den Kosten beteiligt. Derzeit

würden sie beratend und mit den

vorhandenen Mitteln unter-

stützt. «Diese Mittel sind jedoch

nicht auf die Bewältigung dieses

Ereignisses ausgerichtet», sagt

Meier. Das Amt für Wald will da-

her weitere Gelder beantragen.

CVP-Landrätin von Sury

rennt daher offene Türen ein. Sie

ist und bleibt überzeugt, dass

weitere Gelder dringend nötig

sind. Anders seien die neuen

Herausforderungen nicht zu be-

wältigen. «Hier geht es um ein

langfristiges Aufforstungspro-

gramm über die nächsten 20 Jah-

re», ergänzt Schoch. «Aber man

muss es jetzt starten.»

Daniel Ballmer

Mit Millionen soll der Staat unsere Wälder retten
Waldverbände auf nationaler und kantonaler Ebene schlagen Alarm: Nun fordert die Baselbieter CVP Geld vom Kanton zur Wiederaufforstung.

«Unser Wald muss

uns das wert sein.»

Béatrix von Sury

Reinacher CVP-Landrätin

Basel-Stadt Die Regierung ist

für eine Verdoppelung des Va-

terschaftsurlaubs für Kantons-

angestellte auf 20 Tage. Sie be-

antragt dem Grossen Rat, ihr

eine Motion mit dieser Forde-

rung zur Erfüllung zu überwei-

sen. Das Parlament hatte den

Vorstoss im Juni mit 55 gegen 37

Stimmen zur Stellungnahme

an die Regierung überwiesen.

Diese steht dem Anliegen posi-

tiv gegenüber, wie aus einer

Mitteilung hervorgeht.

Bisher gewährte der Kanton

Basel-Stadt seinen Angestell-

ten einen Vaterschaftsurlaub

von zehn Tagen. Die Verdoppe-

lung auf 20 Tage könnte einen

wesentlichen Beitrag zur Ver-

einbarkeit von Familie und Be-

ruf leisten – und dies sei ihr ein

wichtiges Anliegen, hält die

Exekutive fest. Würde Basel-

Stadt den frischgebackenen

Vätern einen bezahlten Urlaub

von 20 Tagen bieten, wäre er

gemäss Mitteilung überdies der

«fortschrittlichste kantonale

Arbeitgeber» in der Nordwest-

schweiz. Die Motion für eine

Verdoppelung des Vater-

schaftsurlaubs stammt aus

dem Grünen Bündnis. (sda)

Papi-Urlaub:
20 Tage beim Staat

Geht es um Sozialhilfegelder,

können die Emotionen schon

mal hochgehen. Und im Basel-

biet gehen sie derzeit sehr hoch.

Bürgerliche fordern Kürzungen,

die SP will das mit einem Ge-

genvorstoss verhindern, und die

SVP droht mit einer Volksinitia-

tive. Da kann man leicht die

Orientierung verlieren. Das ist

wohl auch dem neu gegründe-

ten «Verkehrt BL – Bündnis ge-
gen Sozialhilfekürzungen» pas-

siert. Dieses wehrt sich dage-

gen, das auf dem Buckel der

Ärmsten gespart wird. Gezeich-

net: Bündnis für Sozialhilfekür-

zungen. Alles verkehrt im Basel-

biet? (dba)

Zwischenruf

Alles verkehrt
im Baselbiet?

Er lieh sich einen 250 000

Franken teuren McLaren zur

Probefahrt aus und bretterte

damit von Dornach Richtung

Gempen hoch. Auf der kurven-

reichen Strasse überholte der

23-jährige Jungunternehmer

mehrere andere Autos. Die

Fahrt endete, als er mit seinem

Boliden einen korrekt entge-

genkommenden Velofahrer er-

fasste. Dieser, ein 38-jähriger

Mann, erlitt schwere Verletzun-

gen.

Jetzt wird bekannt: Früher

befand sich an genau dieser

Stelle eine durchgezogene Si-

cherheitslinie. Sie war jedoch

2016 entfernt worden. Dies

schreibt die Solothurner Regie-

rung als Antwort auf einen Vor-

stoss des Dornacher Grünen-

Kantonsrats Daniel Urech.

Grund für die Entfernung

der durchgezogenen Linie war

offenbar eine Intervention von

Postauto Schweiz. «Chauffeure

der Linienbusse konnten viele

Kurven nicht befahren, ohne

die Sicherheitslinie zu überfah-

ren. Dies führte zu heftigen Re-

aktionen anderer Fahrzeuglen-

ker», schreibt der Regierungs-

rat. Deshalb habe sich Postauto

Schweiz erkundigt, «ob in die-

sen Kurven die Sicherheitslinie

durch eine unterbrochene Linie

ersetzt werden könne». 2016

tat man dies, als der Strassen-

belag erneuert wurde. Postauto

Schweiz bestätigt die Angaben

des Regierungsrats. Es sei auf-

grund des langen Radstandes

der Fahrzeuge schwierig, die

Kurven zu fahren, ohne die Li-

nien «zuweilen» zu überschrei-

ten. Sei die Linie unterbrochen,

veranlasse dies auch, «Fahr-

zeuge auf der Gegenfahrbahn

aufmerksamer diese Kurven zu

fahren, statt sich auf die durch-

gezogene Linie zu verlassen».

Solothurner Regierung rügt
«rücksichtslose Fahrweise»

Der schwere Unfall rüttelte die

Velofahrer in der Region Basel

auf. Eine Woche nach dem Un-

fall trafen sich 300 Gümmeler

zur Protestfahrt. Sie forderten

Massnahmen auf der unüber-

sichtlichen Strecke.

Damit allerdings scheinen

sie bei der Solothurner Regie-

rung auf wenig Gehör zu stos-

sen. Zwar will die Regierung

über Massnahmen erst ent-

scheiden, wenn in einigen Mo-

naten der definitive Unfallbe-

richt vorliegt. Sie bremst schon

jetzt allfällige Erwartungen –

nicht nur, weil es in den letzten

fünf Jahren tatsächlich nur zwei

Velounfälle «ohne Dritteinwir-

kung» auf der Strecke gab.

Der Regierungsrat nimmt

vor allem den Fahrer in die

Pflicht. Unfälle, die «auf eine

rücksichts- und gedankenlose

Fahrweise zurückzuführen

sind, können leider nicht aus-

geschlossen werden», schreibt

er. Man könne ja «regelmässig

aus Zeitungen entnehmen,

dass sich wegen Nichtbeach-

tens der Sicherheitslinie Unfäl-

le ereignen». Die Solothurner

Regierung mutmasst gar, dass

eine Sicherheitslinie «in die-

sem Fall allenfalls auch nicht

beachtet worden» wäre – und

zeigt dabei mit dem Finger auf

den Fahrer. Dass dieser mögli-

cherweise auch die Sicherheits-

linie überfahren hätte, schliesst

die Regierung daraus, dass er

das Gesetz auch sonst nicht be-

achtet habe. Denn dieses sei

bereits heute klar genug. «In

unübersichtlichen Kurven so-

wie vor Kuppen darf nicht

überholt werden», heisst es.

«Diese gesetzlichen Bestim-

mungen sollten ausreichen,

dass man auf dieser kurvenrei-

chen Strecke nicht (mehrere

Fahrzeuge) überholt.»

Allerdings greift die Regie-

rung vor: Der Fall ist juristisch

noch nicht abgeschlossen. Die

Staatsanwaltschaft führt das

Verfahren gegen den Autofah-

rer derzeit noch – wegen quali-

fizierter grober Verletzung der

Verkehrsregeln und wegen

fahrlässiger schwerer Körper-

verletzung.

«Nicht begeistert» ist Da-

niel Urech von den Antworten

der Regierung. «Sie zeigt nicht

wirklich ein Problembewusst-

sein.» Es gehe um keinen Ein-

zelfall. «Velofahrer berichten

immer wieder von gefährlichen

Situationen.» Mit einer Sicher-

heitslinie könnte die Polizei all

diejenigen einfacher bestrafen,

die unvorsichtig überholen

– «auch wenn es nicht zu einem

Unfall kommt», so Urech. Da-

mit würde die Sicherheitssitua-

tion insgesamt verbessert.

Der Radfahrer lag nach

dem Unfall im Koma. Sein Zu-

stand hat sich gebessert. Es ge-

he ihm den Umständen ent-

sprechend gut, meldet die So-

lothurner Staatsanwaltschaft.

Sicherheitslinie wurde 2016 entfernt
Nach dem schweren Unfall am Gempen fordert Dornacher Grünen-Kantonsrat jetzt wieder ein Überholverbot.

Lucien Fluri

An der Unfallstelle am Gempen: Heute ist hier Überholen erlaubt, bis 2016 gabs eine Sicherheitslinie. Bild: Kenneth Nars (16. August 2019)

«Velofahrer be-

richten immer

wieder von

gefährlichen

Situationen.»

Daniel Urech

Kantonsrat Grüne, Dornach
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